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Aargau erholt sich vom Frankenschock
ZOFINGER TAGBLATT
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Der Frankenschock von 2015 hat die ex-
port-orientierte Maschinen-, Elektro- und
Metallindustrie (MEM) im Aargau über-
durchschnittlich hart getroffen. Damals
sank die preisliche Wettbewerbsfähigkeit
praktisch über Nacht um bis 20 Prozent.
Die Margen schmolzen dahin. In der Folge
brachen auch die Firmensteuern ein. Das
spürt die Region Baden besonders stark.
Deutlich besser geht es im Fricktal mit sei-
nem grossen Pharmacluster (siehe die bei-
den nebenstehenden Artikel). Seit dem
Frankenschock vor rund drei Jahren stieg
zwar die Zahl der Stellen im Aargau insge-
samt minim, doch nach Branchen sehr un-
terschiedlich. Die Metallindustrie verlor
seither über 3 Prozent, die Elektro- und
Maschinenindustrie gar über 5 Prozent der
Arbeitsplätze. Zulegen konnten vorab die
chemisch-pharmazeutische Branche sowie
der Dienstleistungssektor.

Auf den Euroraum ausgerichtet
Abgesehen davon, dass die MEM-

Industrie im Aargau überdurchschnittlich
vertreten ist, traf der Frankenschock den
Kanton auch deshalb so schwer, weil mehr
als 60 Prozent der Exporte von Firmen aus
dem Aargau in den Euroraum gehen. Ge-
samtschweizerisch sind es «nur» über 40
Prozent. Dies zeigt die gestern in Aarau
vorgestellte neue Wirtschaftsumfrage der
Aargauischen Industrie- und Handelskam-
mer (AIHK).

Der Aargau gilt als wichtigster Industrie-
kanton der Schweiz. Dabei hat insbesonde-
re die MEM-Industrie, die traditioneller-
weise für die Wirtschaft im Aargau einen
hohen Stellenwert hat, stark unter der
Frankenstärke gelitten. Denn zusätzlich
zum Frankenschock hatte sich gleichzeitig
auch die globale Nachfrage nach Industrie-
gütern abgekühlt. Studienverfasser Chris-
toph Vonwiller sagt: «Eine Rosskur par ex-
cellence war die Folge.»

In der Maschinen- und Elektroindustrie –
auch aufgrund des Wegzugs grosser Unter-
nehmen – verschwanden im Jahr 2015 im
Kanton Aargau rund 5,3 Prozent aller Ar-
beitsplätze. Dies ist im Vergleich zum ge-
samtschweizerischen Schnitt mit einem Mi-
nus von 3,5 Prozent viel. Doch das scheint
jetzt Vergangenheit. Denn laut der Wirt-
schaftsstudie hellt sich der Horizont ange-
sichts des gestiegenen Eurokurses deutlich
auf. Die von Fahrländer Partner durchge-
führte Studie stellt eine aktuell gute Verfas-
sung der Aargauer Wirtschaft fest. Bei der
Maschinen- und Elektroindustrie ist dies
aber erst seit Mitte 2017 festzustellen. Laut
Studienverfasser Christoph Vonwiller sor-
gen der schwächere Franken «und eine auf

Hochtouren laufende globale Konjunktur»
für die guten Aussichten.

Der positive Umschwung ist da
Trotz etlicher Herausforderungen zeigen

sich auch die an der Umfrage teilnehmen-
den Detail- und Grosshändler ob der allge-
meinen Entwicklung des Geschäftsjahres
2017 zufrieden und sind für das laufende
Jahr mehrheitlich optimistisch. Vonwiller
betont: «Die Stimmung unter den Aargauer
Unternehmen ist so gut wie schon lange
nicht mehr.»

Die positive Stimmung in der Industrie
zeigt sich laut Vonwiller weitgehend auch
in den kantonalen Exportzahlen. So ist in
der Metallindustrie das Ausfuhrvolumen
ab Mitte 2017 im zweistelligen Bereich ge-
wachsen. Insgesamt legten die Exporte
2017 um hohe 13,6 Prozent gegenüber dem
Vorjahr zu. In der Maschinen- und Elektro-
industrie hingegen sind die Aargauer Ex-
portzahlen mit –3,2 Prozent rückläufig. Ge-
rade für die Maschinenindustrie stellen die
Schwellenländer laut der Studie einen ver-
gleichsweise wichtigen Absatzmarkt dar.
Während bisher jedoch vor allem die Wirt-
schaft in den USA und Europa auf Hoch-
touren läuft, kommt der Aufschwung in

den Schwellenländern vorerst langsam vo-
ran. Vonwiller: «Internationale Hightech-
Energie-Player wie ABB, Ansaldo, Axpo,
AF Consult oder General Electric mit
Hauptsitz in Baden wie auch andere Aar-
gauer Industrie- und Handelsunternehmen
dürften mit der anziehenden globalen
Nachfrage, unterstützt vom schwächeren
Franken, entsprechend erfreulichen Zeiten
entgegenblicken.»

Die an der Studie teilnehmenden Firmen
schätzen ihre Geschäftslage seit dem Fran-
kenschock von Jahr zu Jahr positiver ein. In
der diesjährigen Auflage reicht die Beurtei-
lung zur allgemeinen Entwicklung des Ge-
schäftsjahres laut Vonwiller im Rückblick
«von befriedigend bis mehrheitlich gut, mit
einer leicht steigenden Erwartung für das
laufende Jahr». Die Auftragslage hat sich
insgesamt deutlich verbessert, sowohl auf-
grund des erhöhten Eingangs von Aufträ-
gen aus dem Ausland wie auch aus dem In-
land, was sich letztlich in einer steigenden
Auslastung der Produktionskapazitäten
niederschlage. So erwarten etwa die be-
fragten Unternehmen des verarbeitenden
Gewerbes im laufenden Jahr eine Auslas-
tung von 90 Prozent.

In der beschäftigungsmässig grössten In-
dustriebranche des Kantons, der Elektro-
branche, ist laut der Studie Optimismus zu
verspüren. Besonders Firmen, die in der
Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten,
elektronischen und optischen Erzeugnissen
tätig sind, berichten von einem sehr guten
Geschäftsjahr. Die Pharmaindustrie läuft un-
verdrossen auf Hochtouren. Diese wertmäs-
sig grösste Exportbranche des Kantons Aar-
gau überflügelte in den letzten Jahren perfor-
mancemässig alle anderen Branchen. Die
Branchen hegen aber sehr unterschiedliche
Erwartungen, wie die grosse Grafik auf die-
ser Seite deutlich macht.

Grosse Sorge: Fachkräftemangel
Laut Handelskammer-Geschäftsleiter Peter

Lüscher erachten die teilnehmenden Firmen
den Kanton Aargau weiterhin als guten
Standort. Die Verfügbarkeit von Fachkräften
und Hochqualifizierten erachten die Firmen
jedoch höchstens als befriedigend bis gut.
Die Pharmabranche beurteilt sie mehrheit-
lich nur als «befriedigend» bis teils sogar
«schlecht». Dies schlage sich in der Praxis in
der grossen Nutzung von Drittstaatenkontin-
genten nieder, heisst es weiter.

Die AIHK lässt die Wirtschaftsstudie
jedes Jahr durchführen. Diesmal nahmen
480 Unternehmungen teil, die für 46 000
Arbeitsplätze stehen. Das entspricht rund
38 Prozent der AIHK-Mitgliedsfirmen. Die
total 1750 Mitgliedsfirmen stehen für insge-
samt 40 Prozent aller im Aargau angebote-
nen Arbeitsplätze.

Die Stimmung bei den Firmen
ist so gut wie lange nicht mehr
Ausfuhrvolumen in der Metallindustrie ab Mitte 2017 im zweistelligen Bereich gewachsen

VON MATHIAS KÜNG

Chemisch-pharmazeutische Industrie
Maschinen, Apparate, Elektronik
Metalle
Leder, Kautschuk, Kunststoffe
Land- und forstwirtscha�liche Produkte
Präzisionsinstrumente, Uhren und Bijouterie
Papier, Papierwaren und Grafische Erzeugnisse
Fahrzeuge und Andere

EXPORTANTEIL AM TOTAL

QUELLE: EZV, FAHRLÄNDER PARTNER GRAFIK: NCH/MTA
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Prozent beträgt aktuell der
Anteil von Chemie und ver-
wandten Erzeugnissen am
aargauischen Export.

Arbeitsplätze bot der Aar-
gau laut den neusten verfüg-
baren Zahlen 2015 an. Das
sind rund 1000 mehr als 2014.

335 000

40,7

Prozent der Exporte aus
dem Aargau gehen in den
EU-Raum, davon allein 17 Pro-
zent nach Deutschland. Der
nächstwichtige Absatzmarkt
ist Asien mit 11 Prozent.

68,6

Top 10 Nationalitäten

Rang Land Anzahl *
1 Deutschland 9732
2 Italien 9500
3 Kosovo 6741
4 Türkei 4919
5 Serbien 3300
6 Portugal 2635
7 Bosnien und Herz. 2250
8 Kroatien 1879
9 Spanien 1263
10 Österreich 1101
* In absoluten Zahlen; Stand: Dezember 2015

Top 10 Ausländer

Rang Gemeinde Ausländer*
1 Oftringen 4731 (35%)
2 Aarau 4358 (21%)
3 Aarburg 3524 (44%)
4 Reinach 3347 (40%)
5 Suhr 3281 (33%)
6 Lenzburg 2757 (28%)
7 Buchs 2637 (33%)
8 Menziken 2318 (38%)
9 Oberentfelden 2309 (29%)
10 Zofingen 2218 (19%)
* In absoluten Zahlen; Stand: Juni 2017

Die Staatspolitische Kommission des
Ständerates will, dass sich der Bund
stärker und länger an den Kosten der
Integration von Flüchtlingen und vor-
läufig aufgenommenen Personen betei-
ligt. Zudem soll es neu eine kostende-
ckende Pauschale für unbegleitete min-
derjährige Asylsuchende geben.

Die Kommission unterstützt laut Mit-
teilung mit 6 zu 3 Stimmen die Standes-
initiative «Für eine höhere Kostenbetei-
ligung des Bundes im Asylbereich».
Diese wurde von der FDP im Grossen
Rat eingebracht und stellt drei Forde-
rungen: höhere Integrationspauschale,
volle Kostenübernahme während sie-
ben Jahren bei anerkannten Flüchtlin-
gen und eine besondere Pauschale für
minderjährige Asylsuchende. Die Kom-
mission folgt der Argumentation des
Aargauer Parlaments, dass eine Geset-
zesänderung nötig sei, um Kantone
und Gemeinden zu entlasten.

Ulrich Bürgi, FDP-Grossrat und Lei-
ter der Aargauer Delegation, welche
die Standesinitiative in Bern vertrat,
freut sich über den Entscheid. «Ich war
überrascht, dass die Kommission auf

die Initiative eingestiegen ist, immerhin
kostet diese den Bund rund 15 Millio-
nen Franken.» Die Kommission habe
sich sehr für die Anliegen des Aargaus
interessiert und eine intensive zwei-
stündige Diskussion geführt. FDP-Frak-
tionschefin Sabina Freiermuth sagt:
«Standesinitiativen werden in Bundes-
bern oft als Ventil für die Kantone belä-
chelt, zumeist verpuffen sie sang- und
klanglos.» Dass das Asylanliegen aus
dem Aargau die erste Hürde geschafft
habe, sei ein schöner Erfolg.

Die Forderung, dass sich der Bund
stärker an den Integrationskosten für
Flüchtlinge beteiligen solle, hatte vor
drei Jahren schon die damalige Grü-
nen-Regierungsrätin Susanne Hochuli
erhoben. In der Delegation aus dem

Aargau, die am Dienstag bei der Stän-
deratskommission für die Standesinitia-
tive warb, war auch ihre Nachfolgerin,
SVP-Regierungsrätin Franziska Roth,
dabei. Daneben vertraten FDP-Grossrä-
tin Maja Riniker, Präsidentin der kanto-
nalen Sicherheitskommission, und Ste-
phan Ziegler, Abteilungsleiter im Aar-
gauer Sozialdienst, die Initiative.

Bundesbeiträge reichen nicht
Ulrich Bürgi sagt, es sei problematisch,

dass die Bundesbeiträge deutlich unter
den tatsächlichen Kosten für die Integra-
tion lägen. Im März 2017 kam die Konfe-
renz der Kantonsregierungen zum
Schluss, dass 18 000 Franken nötig sind,
um einen Flüchtling oder vorläufig Auf-
genommenen in den Arbeitsmarkt zu in-

tegrieren. Das ist dreimal mehr als die
6000 Franken, die der Bund den Kanto-
nen heute zahlt. Auch bei jugendlichen
Flüchtlingen reicht das Geld aus Bern
nicht. Im Aargau kostet ein unbegleiteter
minderjähriger Asylbewerber durch-
schnittlich 4000 Franken pro Monat. Die
Globalpauschale des Bundes von rund
1500 Franken deckt nur einen Teil der
Kosten. Bürgi schätzt die Chancen der
Aargauer Standesinitiative, die nun zu-
erst in den Ständerat kommt, auf rund
50 Prozent. Es sei ihm bewusst, dass der
Nationalrat im Mai 2017 eine fast gleich
lautende Motion seines Parteikollegen
Philipp Müller abgelehnt hatte, die ver-
langte, der Bund solle zehn Jahre lang die
Asylkosten der Kantone übernehmen.
«Unsere neue Initiative fordert Zahlun-
gen während sieben Jahren, zudem gibt
es im Nationalrat eine bürgerliche Mehr-
heit, ich bin also relativ optimistisch»,
sagt der FDP-Grossrat.

Allerdings gab es auch in der Kommis-
sion schon Vorbehalte. Eine Minderheit
argumentierte, dass Kantone und Bund
bereits über ein neues Finanzierungssys-
tem inklusive Erhöhung der Integrations-
pauschale verhandeln. Ausserdem wür-
den sich mit der Umsetzung der 2016
von der Stimmbevölkerung beschlosse-
nen Asylgesetzrevision die Verfahren be-
schleunigen. Laut der Kommissionsmin-
derheit könnte eine höhere Bundesbetei-
ligung die Integrationsbemühungen der
Kantone verzögern oder gar unterlaufen.

Bund soll länger und mehr an Kantone zahlen
Integrationsgelder Ständerats-
kommission unterstützt Stan-
desinitiative aus dem Aargau.

VON FABIAN HÄGLER
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ie Ständeratskommission hat
auch eine zweite asylpoliti-
sche Standesinitiative aus

dem Aargau vorgeprüft. Die Initia-
tive «Für eine wirksame Flüchtlings-
politik vor Ort statt falscher Anreize
für Völkerwanderungen» wurde von
der SVP im Grossen Rat eingebracht.
Sie verlangt, die Hilfe in oder mög-
lichst nahe bei den Herkunftslän-
dern von Flüchtlingen zu verstär-

D ken. Finanziert werden soll dies mit
Geldern, die man einsparen könnte,
wenn die Asylgesuche durch konse-
quenten Abbau der Anreize zurückge-
hen würden. Diese Forderungen sind
den Ständeräten laut einer Mitteilung
zu unbestimmt, um sie durch eine kon-
krete Gesetzgebung umsetzen zu kön-
nen. Mit 7 zu 4 Stimmen bei 1 Enthal-
tung hat die zuständige Kommission
diese Initiative deshalb abgelehnt. (FH)

HILFE VOR ORT

Kommission lehnt SVP-Anliegen ab

Die Stadt Baden und mit ihr die Region
machen schwierige Zeiten durch. Erst im
Dezember teilte der US-Konzern General
Electric – kurz GE – mit, im Aargau 1400
Stellen abbauen zu wollen. 1100 davon in
Baden. Auf einen Schlag gehen damit
rund vier Prozent aller Arbeitsplätze in
Baden verloren. Es ist bereits die zweite
Abbaurunde bei GE, nachdem in den
letzten zwei Jahren bereits 1000 Stellen
gestrichen wurden. Wenn es einer der
drei grossen Firmen ABB, GE (vormals
Alstom) oder Axpo mit Sitz in Baden
schlecht geht, kommt das Thema Klum-
penrisiko auf. Denn diese drei trugen jah-
relang massgeblich zum hohen Steuerer-
trag bei. 2008 verzeichnete Baden noch
Aktiensteuern von 32,7 Millionen Fran-
ken. Die drei Grossfirmen zahlten zusam-
men 23,92 Millionen Franken. Doch seit
2015 sind die fetten Jahre vorbei. 2016 be-
lief sich der Ertrag der juristischen Perso-
nen auf gerade noch 13,676 Millionen
Franken. ABB, Axpo und GE zahlten zu-
sammen nur noch 5,3 Millionen Fran-
ken, was 39 Prozent der Steuereinnah-
men von Firmen entsprach. Eine Ent-
spannung in der Energie- und Strom-
branche ist nicht absehbar. Im Gegenteil:
Mit der vollständigen Stromliberalisie-
rung ist mit einem weiter anhaltenden
internationalen Preisdruck zu rechnen.

Wichtig: Geht es den drei «Grossen»
nicht gut, betrifft das nicht nur die Stadt
Baden, sondern die ganze Region. So
sind vom massiven Abbau viele Zuliefer-
firmen und auch die Gastronomie, die
Hotelbranche oder der Immobilienmarkt
betroffen. Um das Klumpenrisiko zu ver-
mindern, setzt die Stadt alles daran, die
Wirtschaft breiter aufzustellen. So hat
sich in Dättwil bereits ein kleiner Cluster
von Medizinaltechnologie-Firmen ange-
siedelt. Erfreulich ist, dass die übrigen ju-
ristischen Personen 2016 mit 8,3 Millio-
nen Franken fast gleich viel Steuerein-
nahmen wie vor acht Jahren generierten.
Auch sonst gibt es immer wieder Erfreu-
liches. So hat der Röntgendetektoren-
Hersteller Dectris AG letztes Jahr seine
erste Tochterfirma in den USA in Betrieb
genommen. Der IT-Dienstleister Avectris
konnten den Personalbestand in den
letzten Jahren sukzessive ausbauen. (MRU)

Klumpenrisiko

Schwierige Zeit für
Region Baden

Das Fricktal gehört seit Jahren zu den dy-
namischsten Wirtschaftsregionen in der
Schweiz. In der NAB-Regionalstudie 2016
schaffte es das Fricktal sogar erstmals un-
ter die Top 3 der 110 Schweizer Wirt-
schaftsregionen. Zu verdanken hat das
Fricktal seine Spitzenposition der Phar-
maindustrie. Sie beschäftigt hier rund
5600 Personen. Das entspricht rund 18
Prozent der Arbeitsplätze. Der Pharma-
cluster konzentriert sich dabei auf Kaiser-
augst und Stein/Sisseln. Alle grossen
Pharmafirmen haben ein Werk im Frick-
tal: Roche in Kaiseraugst, Novartis und
Syngenta in Stein, DSM in Sisseln und
BASF in Kaisten. Insbesondere Novartis
und Roche haben in den letzten Jahren
viel in die Fricktaler Standorte investiert.
Roche eröffnete Ende 2017 in Kaiseraugst
sein neues IT-Zentrum. Kostenpunkt:
knapp eine Milliarde Franken; 700 Stel-
len wurden von Basel nach Kaiseraugst
verlegt. Novartis baute sein Werk in Stein
– das grösste des Pharmakonzerns – 2012
für 500 Millionen Franken aus. Wie
wichtig die Fricktaler Standorte für die
Pharmaunternehmen sind, zeigt folgen-
de Berechnung: Das Novartis-Werk in
Stein verantwortet rund zehn Prozent
der Schweizer Exporte. Die 1800 Mitar-
beitenden, die in Stein für Novartis tätig
sind, stellen Medikamente im Wert von
mehr als 15 Milliarden Franken her. Die
Analysten sind sich einig, dass das Phar-
ma-Wachstum im Fricktal vorerst anhal-
ten wird. Hier kommt insbesondere dem
Sisslerfeld eine entscheidende Bedeu-
tung zu. Es liegt in unmittelbarer Nähe
zum Pharmacluster Stein/Sisseln – und
soll weitere Unternehmen aus dem Life-
Science-Bereich anziehen. (TWE)

Pharmaindustrie

Das Fricktal ist
Export-Meister

Zwischen Juni 2013 und Juni 2017 ist
der Ausländeranteil in den vier Bezir-
ken Aarau, Lenzburg, Kulm und Zofin-
gen um 14 Prozent gestiegen. Das zeigt
eine Auswertung der Bevölkerungssta-
tistik durch diese Zeitung.

Am schnellsten gewachsen ist der
Ausländeranteil im baufreudigen Bezirk
Lenzburg. 18 Prozent mehr Ausländer
leben dort, die Quote liegt nun bei 22,4
Prozent. Mit einem Plus von 9,4 Pro-
zent legte der Bezirk Aarau zu, sein
Ausländeranteil beträgt 23,5 Prozent.
Im Bezirk Zofingen stieg die Zahl der
Ausländer um 2442 Personen oder 16,6
Prozent auf einen Anteil von 24,5 Pro-
zent. Im Bezirk Kulm leben 10 394 Per-
sonen ohne Schweizer Pass. Das ent-
spricht einer Quote von 25,6 Prozent.

Rückgang in vier Gemeinden
Bei den Gemeinden sank der Auslän-

deranteil einzig in Biberstein (–10 Pro-
zent), Ammerswil, Schmiedrued (je –9
Prozent) und Leutwil (–2 Prozent bezie-
hungsweise eine Person). Alle anderen
Gemeinden legten zu, am stärksten das
kleine Attelwil, dessen ausländische Be-
völkerung um 275 Prozent oder elf Per-
sonen stieg. In den fünf grössten Ge-
meinden der Region wuchs der Auslän-
deranteil in Zofingen am stärksten mit
einem Plus von 18 Prozent, am tiefsten
war die Zunahme in Suhr mit 6,8 Pro-
zent.

Fast alle kommen aus Europa
Insgesamt leben in den Bezirken Aar-

au, Lenzburg, Kulm und Zofingen
56 500 Personen ohne Schweizer Pass.
Woher kommen die Menschen hinter

diesen Zahlen? Die kurze Antwort lau-
tet: Fast alle stammen aus Europa. Kon-
kret sind es 50 000 Personen aus euro-
päischen Ländern, die Ende 2015 (neu-
ere Zahlen sind nicht verfügbar) in der
Region lebten. Der Rest der Welt hat
nur gerade knapp 6600 Vertreterinnen
und Vertreter in den vier Bezirken.
Dies zeigt eine Aufschlüsselung der
Ausländerzahlen nach Nationalitäten,
die das statistische Amt vorgenommen
hat. Am meisten Einwohner stellen in

unserer Gegend Deutschland und Itali-
en mit 9732 beziehungsweise 9500 Per-
sonen. Mit deutlichem Abstand folgt
der Kosovo mit 6741 Personen. Auf
Platz vier ist die Türkei mit 4919 Vertre-
tern, gefolgt von Serbien mit 330, Por-
tugal mit 2635 und Österreich mit 1101
Personen.

Fasst man die Ausländer aus den Bal-
kan-Ländern Kosovo, Serbien, Bosnien
und Herzegowina sowie Kroatien zu-
sammen, stellt die Region 14 170 Ein-

wohner in den betrachteten Bezirken.
Zusammengefasst machen die Vertreter
von Deutschland, Italien und den vier
Balkan-Staaten zusammen zwei Drittel
aller Ausländer in unserer Region aus.
Im Vergleich der Weltregionen folgen
hinter dem in der ganzen Region domi-
nierenden Europa, das 88 Prozent aller
Ausländer stellt, Asien mit 3180 Vertre-
tern, dahinter Afrika mit 2339 Perso-
nen sowie Süd- und Zentralamerika mit
779 Personen. Wenig prominent

scheint die Region in Nordamerika zu
sein, von dort stammen 162 Personen.
Einen Pass aus Ozeanien besitzen 37
Personen.

Unterschiedliche Verteilung
Betrachten wir die beiden fast genau

gleich grossen Ausländer-Gruppen aus
Deutschland und Italien etwas genauer.
Die etwas grössere Gruppe, die deut-
sche, verteilt sich sehr gleichmässig
über die ganze Region, eine «Deut-
schen-Hochburg» gibt es nicht: 823 Per-
sonen leben zum Beispiel in Aarau, 415
im halb so grossen Lenzburg.

Italiener gibt es auch überall, aller-
dings lassen sich bei dieser Nationalität
– anders als bei den Deutschen – Wohn-
schwerpunkte ausmachen. Obenaus
schwingt diesbezüglich Oftringen, dort
leben 780 Personen aus dem südlichen
Nachbarland der Schweiz. Es folgen
Lenzburg, Aarburg, Aarau, Suhr, Buchs
und Reinach.

Es lässt sich ein Zusammenhang fest-
stellen zwischen der Verteilung der Ita-
liener und der Höhe der Mietpreise: Im
Vergleich zu den Deutschen scheinen
Italiener preissensibler zu sein und las-
sen sich eher in Gemeinden mit günsti-
gerem Wohnraum nieder. Veranschauli-
chen lässt sich dies am Beispiel der Re-
gion Aarau: Wohnen in der Hauptstadt
nur 519 Italiener und 823 Deutsche,
sind es im knapp halb so grossen Nach-
barort Buchs 410 Italiener und 408
Deutsche.

Die Unterschiede werden noch deut-
licher im nahen Wynen- und Suhrental:
In Oberentfelden leben 364 Italiener
und nur 209 Deutsche, in Reinach
kommen 410 Italiener auf 290 Deut-
sche.

Ausländeranteil um 14 Prozent gestiegen
Auswertung Die Bezirke Aarau, Lenzburg, Kulm und Zofingen unter der Lupe

VON MICHAEL KÜNG

Beliebt: Menziken, im Vordergrund, und Reinach, weiter hinten, im Wynental ziehen viele Ausländer an. SEVERIN BIGLER
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